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Gesetzentwurf 

der Fraktionen der CDU/CSU und FDP 


Entwurf eines Gesetzes zur Änderung von Vorschriften der gesetzlichen 
Rentenversicherung (Sechstes Rentenversicherungs-Änderungsgesetz — 
6. RVÄndG) 


A. Problem 

Die Übergangsvorschriften für die Anerkennung von Kinder- 
erziehungszeiten vor dem 1. Januar 1986 in der gesetzlichen 
Rentenversicherung enthalten eine Regelung, durch die si- 
chergestellt werden soll, daß sich diese Zeiten nicht nachteilig 
auf die Rente eines Berechtigten auswirken können, was in 
seltenen Ausnahmefällen möglich ist. Im Zusammenhang mit 
der Durchführung dieser Vorschrift sind Zweifel aufgetaucht, 
ob sie auch alle in Betracht kommenden Fälle erfaßt. 


B. Lösung 

Es wird klargestellt, daß die Regelung, nach der Kindererzie- 
hungszeiten vor dem 1. Januar 1986 nur dann angerechnet 
werden, wenn dies insgesamt für den Berechtigten günstiger 
ist, in allen Fällen gilt. Darüber hinaus wird sichergestellt, daß 
sich Zeiten der Kindererziehung nach dem 31. Dezember 1985 
nicht nachteilig auf die Bewertung einer Zurechnungszeit aus- 
wirken können. 


C. Alternativen 

keine 


D. Kosten 

Die Maßnahmen dieses Gesetzentwurfs verursachen für die 
gesetzliche Rentenversicherung keine nennenswerten Mehr- 
aufwendungen. 


Bund, Länder und Gemeinden werden nicht belastet. 
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Entwurf eines Gesetzes zur Änderung von Vorschriften der gesetzlichen 
Rentenversicherung (Sechstes Rentenversicherungs-Änderungsgesetz — 
6. RVÄndG) 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

Artikel 1 

Änderung der Reichsversicherungsordnung 

In § 1255 a Abs. 4 der Reichsversicherungsord- 
nung in der im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliede- 
rungsnummer 820-1, veröffentlichten bereinigten 
Fassung, zuletzt geändert durch . . werden in 
Satz 2 das Wort „werden“ durch das Wort „bleiben“ 
und die Worte „nicht berücksichtigt.“ durch die 
Worte „und Zeiten der Kindererziehung nach dem 
31. Dezember 1985 insgesamt unberücksichtigt, 
wenn dies einen höheren Monatsdurchschnitt er- 
gibt“ ersetzt 


Artikel 2 

Änderung des Angestelltenversicherungsgesetzes 

In § 32 a Abs. 4 des Angestelltenversicherungsge- 
setzes in der im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliede- 
rungsnummer 821-1, veröffentlichten bereinigten 
Fassung, zuletzt geändert durch . . werden in 
Satz 2 das Wort „werden“ durch das Wort „bleiben“ 
und die Worte „nicht berücksichtigt“ durch die 
Worte „und Zeiten der Kindererziehung nach dem 
31. Dezember 1985 insgesamt unberücksichtigt, 
wenn dies einen höheren Monatsdurchschnitt er- 
gibt.“ ersetzt. 

Artikel 3 

Änderung des Reichsknappschaftsgesetzes 

In §54a Abs. 4 des Reichsknappschaftsgesetzes 
in der im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungs- 
nummer 822-1, veröffentlichten bereinigten Fas- 
sung, zuletzt geändert durch . . ., werden in Satz 2 
das Wort „werden“ durch das Wort „bleiben“ und die 
Worte „nicht berücksichtigt.“ durch die Worte „und 
Zeiten der Kindererziehung nach dem 31. Dezem- 
ber 1985 insgesamt unberücksichtigt, wenn dies ei- 
nen höheren Monatsdurchschnitt ergibt.“ ersetzt. 


Artikel 4 

Änderung des Arbeiterrentenversieherungs- 
Neuregelungsgesetzes 

In Artikel 2 § 5c des Arbeiter re ntenversiche- 
rungs-Neuregelungsgesetzes in der im Bundesge- 


setzblatt Teil III, Gliederungsnummer 8232-4, veröf- 
fentlichten bereinigten Fassung, zuletzt geändert 
durch . . ., werden nach dem Wort „festgestellt“ das 
Komma durch einen Punkt und die nachfolgenden 
Worte durch folgende Sätze ersetzt: 

„Die in Satz 1 genannten Zeiten bleiben unberück- 
sichtigt, wenn dies eine höhere Rente, bei Anwen- 
dung der Vorschriften über die Wanderversiche- 
rung eine höhere Gesamtleistung ergibt. Satz 2 gilt 
nicht bei der Prüfung der Wartezeiten für den Ren- 
tenanspruch.“ 


Artikel 5 

Änderung des Angestelltem^ rsicherungs- 
Neuregelungsgesetzes 

In Artikel 2 §6c des Angestelltem^ sicherungs- 
Neuregelungsgesetzes in der im Bundesgesetzblatt 
Teil III, Gliederungsnummer 821-2, veröffentlichten 
bereinigten Fassung, zuletzt geändert durch . . ., 
werden nach dem Wort „festgestellt“ das Komma 
durch einen Punkt und die nachfolgenden Worte 
durch folgende Sätze ersetzt: 

„Die in Satz 1 genannten Zeiten bleiben unberück- 
sichtigt, wenn dies eine höhere Rente, bei Anwen- 
dung der Vorschriften über die Wanderversiche- 
rung eine höhere Gesamtleistung ergibt. Satz 2 gilt 
nicht bei der Prüfung der Wartezeiten für den Ren- 
tenan spruch.“ 

Artikel 6 

Änderung des Knappschaftsrentenversicherungs- 
Neuregelungsgesetzes 

In Artikel 2 § 6 a des Knappschaf tsrentenversi- 
cherungs-Neuregelungsgesetzes in der im Bundes- 
gesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 822-8, ver- 
öffentlichten bereinigten Fassung, zuletzt geändert 
durch . . ., werden nach dem Wort „festgestellt“ das 
Komma durch einen Punkt und die nachfolgenden 
Worte durch folgende Sätze ersetzt: 

„Die in Satz 1 genannten Zeiten bleiben unberück- 
sichtigt, wenn dies eine höhere Rente, bei Anwen- 
dung der Vorschriften über die Wanderversiche- 
rung eine höhere Gesamtleistung ergibt. Satz 2 gilt 
nicht bei der Prüfung der Wartezeiten für den Ren- 
tenan spruch.“ 
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Artikel 7 

Berlin- Klausel 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes auch im Land 
Berlin. 


Artikel 8 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 1. Januar 
1986 in Kraft. 


Bonn, den 18. Februar 1986 


Dr. Dregger, Dr. Waigel und Fraktion 
Mischnick und Fraktion 
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Begründung 


A. Allgemeiner Teil 

Kindererziehungszeiten vor dem 1. Januar 1986 
sind Versicherungszeiten eigener Art Diese Ausge- 
staltung ist gewählt worden, um bereits hierdurch 
negative Auswirkungen auf die Rente der Berech- 
tigten weitgehend zu vermeiden. Darüber hinaus 
enthält das Hinterbliebenenrenten- und Erzie- 
hungszeiten-Gesetz eine Übergangsregelung, mit 
der sicherge stellt werden soll, daß sich die Anrech- 
nung von Kindererziehungszeiten vor dem 1. Ja- 
nuar 1986 in keinem Fall nachteilig auf die Rente 
eines Berechtigten auswirkt. 

Im Zusammenhang mit der Durchführung dieser 
Übergangsregelung sind Zweifel aufgetaucht, ob sie 
alle in Betracht kommenden Fälle erfaßt. Es bedarf 
daher im Interesse der Betroffenen einer schnellen 
gesetzlichen Klarstellung. Darüber hinaus wird si- 
chergestellt, daß sich Zeiten der Kindererziehung 
nach dem 31. Dezember 1985 nicht nachteilig auf 
die Bewertung einer Zurechnungszeit auswirken 
können. 

Die vorgesehenen Regelungen verursachen für die 
gesetzliche Rentenversicherung keine nennenswer- 
ten Mehraufwendungen. Bund, Länder und Ge- 
meinden werden nicht belastet. 


B. Besonderer Teil 

Zu Artikel 1 — Änderung der Reichsversicherungs- 
ordnung 

Die Regelung stellt sicher, daß Kindererziehungs- 
zeiten nach dem 31. Dezember 1985 ebenso wie 
Wehr- und Zivildienstzeiten nach dem 31. Dezember 
1981 bei der Bewertung einer Zurechnungszeit ins- 
gesamt nur dann berücksichtigt werden, wenn dies 
für den Berechtigten günstiger ist. 

Zu Artikel 2 — Änderung des Angestelltenversiche- 
rungsgesetzes 

Siehe Begründung zu Artikel 1. 


Zu Artikel 3 — Änderung des Reichsknappschafts- 
gesetzes 

Siehe Begründung zu Artikel 1. 

Zu Artikel 4 — Änderung des Arbeiterrentenversi- 
cherungs-Neuregelungsgesetzes 

Mit der Änderung wird klargestellt, daß die Über- 
gangsregelung, nach der die Kindererziehungszei- 
ten vor dem 1. Januar 1986 insgesamt nur dann an- 
gerechnet werden, wenn dies für den Berechtigten 
günstiger ist, in allen Fällen gilt, also auch bei erst- 
maliger Feststellung einer Rente. 

Bei der Berechnung der Rente bzw. der Gesamtlei- 
stung werden die Kindererziehungszeiten vor dem 
1. Januar 1986, die bei dem Berechtigten insgesamt 
angerechnet werden können, berücksichtigt, wenn 
sich die Rente bzw. die Gesamtleistung infolge der 
Anrechnung aller Kindererziehungszeiten vor dem 
1. Januar 1986 erhöht. Erhöht sich die Rente des 
Berechtigten infolge der Anrechnung aller Kinder- 
erziehungszeiten vor dem 1. Januar 1986 nicht, blei- 
ben diese Zeiten insgesamt unberücksichtigt. 

Auf die Wartezeiten werden Kinder erziehungszei- 
ten vor dem 1. Januar 1986 in jedem Fall angerech- 
net, also z. B. auch auf die für das flexible Altersru- 
hegeld erforderlichen 35 anrechnungsfähigen Versi- 
cherungsjahre und auf die 15jährige Wartezeit für 
das vorgezogene Altersruhegeld für Frauen von der 
Vollendung des 60. Lebensjahres an. 

Zu Artikel 5 — Änderung des Angestelltenversiche- 
rungs-Neuregelungsgesetzes 

Siehe Begründung zu Artikel 4. 

Zu Artikel 6 — Änderung des Knappschaftsrenten- 
versicherungs-Neuregelungsgeset- 
zes 

Siehe Begründung zu Artikel 4. 

Zu Artikel 7 — Berlin-Klausel 

Diese Vorschrift enthält die übliche Berlin-Klausel. 

Zu Artikel 8 — Inkrafttreten 

Das Gesetz tritt mit Wirkung vom 1. Januar 1986 in 
Kraft. 
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